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gegen iſt die Rechtsverwahrung am Platz. Von der bisher nicht über⸗ 
ſebbaren Summe von Rechten, die dem Bundesrath aus den Zollvereins⸗ 
verträgen übertragen find, bat derſelbe einen Gebrauch gemacht, der uns nicht 
befriedigen kann Soweit Angelegenheiten des Zollvertrages in Bez 
tracht kommen, leben wir in einem Zuftand, der mit den fonftitutionellen 
Rechten nicht vereinbar iſt. Es herrſcht jetzt bei den Regierungen die 
Luft, ihre anſcheinenden oder wirklichen Rechte ſoweit wie möglich aus: 
pone die Rechte des Reichstages aber zurückzudrängen. Das 
ommt zwar nicht zum Ausdruck durch einzelne Mitglieder des Bundes⸗ 
raths, fondern nur durch die ſtarke Hand des Reichskanzlers. Nun bin 
ich aber Politiker genug, um in einer Zeit, in der Parteien im Lande 
nur auf einen Konflikt zwiſchen Reichstag und Reichsregierung lauern, 
nicht Verfaſſungsfragen anzuregen, ohne dazu gezwungen zu werden. 
Sollte es doch zum Konflikt kommen, ſo bin ich überzeugt, daß die 
liberale Seite des Hauſes und auch die große Mehrheit nicht zurück⸗ 
ſchrecken wird, ihn aufzunehmen, aber der ftrittige Gegenſtand muß 
dann klar verſtändlich für das ganze Volk ſein. Das iſt aber nicht 
der Fall in Betreff mit der vorliegenden Materie. Ich meine, der 
ganze Streit wird durch den Beſchluß, der hier zum Budget gefaßt 
wird bei Gelegenheit des Vertrages über den te für den Zoll⸗ 
anſchluß von i erledigt werden. Ich habe alſo keinen Grund 
gerade in Bezug auf dieſen Punkt der Rechtsverwahrung der Budget⸗ 
kommiſſion beizutreten, dagegen bin ich der Meinung, daß bezüglich 
unſerer budgetmäßigen Rechte die Verwahrung ausgeſprochen werden 
müſſe und es ſollte ein förmlicher Antrag eingebracht werden mit dem 
Inhalt, wie ihn der Referent vorgeichlagen. _ 

„Fimanzminiſter Bitter: Die Kontinuität des Verfahrens der 
Reichsregierung in Einbeziehung der Unterelbe in das Reichszollgebiet 
ſei vorhanden. Der frühere Antrag Windthorſt gehe dahin, daß die 
Regierung mit der Verlegung der Zollgrenze nicht vorgehen ſolle, ehe 
nicht der endgültige Anſchluß erfolgt jet. Nun fet ja thatſächlich auch 
der Anſchluß ſchon geſchehen, inſofern Hamburg ſelber denſelben be⸗ 
antragt habe. Der Umſtand, daß der Reichstag dem bezüglichen 
Geſetze noch nicht zugeſtimmt, hindere doch die Kontinuität nicht. 
Wenn die Vorredner von einem drohenden Konflikte zwiſchen der 
Reichsregierung und dem Reichstage geſprochen hätten, ſo könne er 
ihnen auf dieſes Gebiet nicht folgen. ; 92 

„Abg. Büchtemann verſichert den Finanzminiſter, daß auf dieſer 
Seite des Hauſes ein Konflikt nicht gewünſcht werde, er habe aber 
allerdings die Ueberzeugung gewonnen, daß die Reichsregierung die 
Macht der vollziehenden Gewalt im Beamtenthum ſtärker anziehe und 
der Reichstag alle Urſache habe, ſeine Rechte zu wahren. Die vom 
Miniſter betonte Kontinuität fet in der That nicht aufrecht erhalten. 
Der Antrag ſei erſt dann zur Ausführung reif geweſen, wenn auch der 
. 5 eine e gegeben habe. Auch ſei es unrichtig, daß 


Amtliches. 


. Berlin, 14. Januar. Der Kaiſer hat dem Bureauvorſteher beim 
kaiſerlichen Patentamt, Kanzleirath Schotte den Charakter als Gehei⸗ 
mer Rechnungsrath verlieben. : 5 
Die ordentlichen Lehrer von Arnim, Kleinſtüber und Berndt an 
der Gewerbeſchule zu Breslau ſind zu Oberlehrern ernannt worden. 
ordentlichen Lehrer am Gymnaſium zu Lyd, Dr. Sierofa, und 
dem ordentlichen Lehrer Schumann an der Realſchule zu St. Johann 
in Danzig iſt das Prädikat . beigelegt worden. 
Der Amtsgerichts⸗Rath Grünbagen in Brandenburg iſt als Land⸗ 
gerichts⸗Rath an das Landgericht I. in Berlin verſetzt. Dem Amts⸗ 
erichtsrath Otto in Wriezen iſt die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung mit 
enfion ertheilt. In der Liſte der Rechtsanwälte find gelöſcht: der 
Rechtsanwalt Dr. Zingſem bei dem Amtsgericht in Neuß, der Rechts⸗ 
anwalt Cöſter bei dem Landgericht in Hanau, und der Rechtsanwalt 
rath Walleiſer in Schrimm bei dem Landgericht in Poſen. 
n die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: der bisherige Bür⸗ 
germeiſter Stemann bei dem Landgericht in Flensburg, der Rechts⸗ 
anwalt Richter in Lübbenau bei dem e pon in Kottbus, der 
Rechtsanwalt Fijcher II. aus Köln bei dem Amtsgericht in Mülheim 
am Rhein, der Gerichts⸗Aſſeſſor Neuer bei dem Amtsgericht in Eus⸗ 
firhen, der Gerichts⸗Aſſeſſor Spangenberg bei dem Landgericht in 
Hannover, der Gerichts⸗Aſſeſſor Wer bei dem Landgericht in Bielefeld, 
der Gerichts⸗Aſſeſſor Geilen bei dem Amtsgericht in Haspe, der Ge⸗ 
richts⸗Aſſeſſor Dr. Stephan bei dem Landgericht in Breslau, der Ge⸗ 
richts⸗Aſſeſſor von Rabenau bei dem Landgericht in Schweidnitz. der 
Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. Meyßner und der Gerichts⸗Aſſeffor a. D. Selig⸗ 
ſohn bei dem Landgericht I. in Berlin, der bisherige Staatsanwalt 
üller aus Danzig bei dem Amtsgericht in Schlawe. Der Ober⸗ 
Landes gerichts⸗Präſident Dr. Hartmann in Hamm iſt geſtorben. 


Deulſcher Reichstag. 
25. Sitzung. 


Berlin, 14. Januar. 14 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes v. 
Bötticher, Bitter, v. Schelling, Scholz u. A. 

Der Antrag Kayſer, betreffend die Verhaftung des Abgeordneten 
Dietz, muß von der erſten Stelle der Tages ordnung an die zweite ver⸗ 
ſetzt werden. da der Druck der Anträge etwa noch eine Stunde Zeit 
verlangt. Die zweite Berathung des Etats wird alſo fortgeſetzt. 

Abg. v. Wedell⸗Malchom berichtet über den Titel Zölle und 


glaube, daß der Reichskanzler nicht in der Lage ift, eine Anweiſung an 
die Regierungen zu erlaſſen, daß die Gerichte des Reichs in unmittel⸗ 


zweifle ich aber nicht, daß der Reichskanzler ſelbſt gern bereit ſein wird, 
ſofern die Verhaftung eines Abgeordneten erfolgt ft, dem Hohen Haufe 
geäußert werden, ſo wird derſelbe auf Widerſpruch nicht ſtoßen. 

daß die von der württembergiſchen Regierung vollzogene Verhaftung 
des Abgeordneten Dieg nach den Beſtimmungen der Strafprozeß⸗ 
ordnung nicht gerechtfertigt fei. Da § 31 der Verfaſſung ein 
Privilegium nicht des einzelnen Abgeordneten, ſondern des Reichs⸗ 
tags feftſtellt, jo iſt es unſere Pflicht zu wachen, daß nicht die 
Verhaftung eines Reichstagsmitgliedes vorgenommen wird, ohne 
daß die Gründe derſelben präziſirt werden, und vor allem Acht 
zu geben, daß keine unzuläſſige Verhaftung erfolge. § 12 der Straf⸗ 
prozeßordnung beſtimmt, daß der Angeſchuldigte nur dann ſofort in 


daß ein Fluchtverſuch gemacht werde, oder die Spuren der That ver⸗ 
nichtet oder Zeugen beſtochen werden ſollen. Von alle dem wird in 
dem Telegramme nichts erwähnt. Ja es ermeift fich ſogar aus dem⸗ 
elben, daß der Angeſchuldigte nicht einmal bei der Ausübung eines 
nicht ¿4 denken iſt. Eben der Amtsrichter, der den Angeklagten in 
Schutz nehmen follte, erläßt den formellen Haftbefehl gegen ihn. 
Punkt 1 und 2 des Antrags find daher unter allen Umitinden ges 
rechtfertigt. Aber da es den Anſchein hat, als ob das würtembergiſche 
Juſtizminiſterium den § 31 der Verfaſſung gar nicht gekannt hat oder 
vielleicht abſichtlich die Beſtimmungen deſſelben verletzt hat ſo war die 


Reichstags liege, eine ſachgemäße Darſtellung des Vorgangs, wie er in 


eat cee Forderung. ’ 

bg. Dr. Windthorſt: Ich werde für die Nummern 1, 2 
und 3 ſtimmen, für die letztere Nummer deshalb, weil mir daran liegt, 
daß es keſtgeſtellt werde, ob das Gericht korrekt gehandelt hat oder 
nicht. Wir haben ein eminentes Intereſſe daran, daß das Anſehen 
und die Autorität der Gerichte gewahrt werde. Deswegen wünſche ich 
Vorlage der Akten. Pro 4 iſt geſtern behauptet worden, daß die Ge⸗ 
richte verpflichtet wären, eine Anzeige hierher zu machen. Im Geſetz 
liegt dies ohne Weiteres nicht. Dagegen liegt es in der Natur der 
Dinge, daß in Fällen ſolcher Art die Gerichte dem Reichstage Mit⸗ 
cima machen, weil der Reichstag im Stande fein muß, über bie 

zu urtheilen. Das iſt auch i 


a 4 ſo zu faſſen: 
die Bundesregierungen zu erſuchen, Ger 
urd eine Generalverfügung aufzugeben, in allen Fällen, in wel 
die Verhaftung eines Nen dei em eien während der Sitzungen 
des Reichstages erfolgt, dem Reichskanzler davon unverweilt auf dem 
3 Wege und unter gedrängter Da 
zu ge 


Abg. Möller bringt folgenden Antrag ein: Der Reichstag wolle 
erklären, daß die unveränderte Genehmigung des Titels Zölle kein 
Präjudiz iſt 1. für die Frage der Verlegung der Jollgrenze an der 
Unterelbe ohne Mitwirkung des Reichstags, 2. für das Bud etrecht 
des Reichstags bei Feſtſetzung der Koſten der Verlegung der Zo renze. 

Das Haus bricht die Berathung hier ab, um zunächſt den Antrag 
des Abg. Kay fer wegen Aufhebung der Haft des Abg. Dietz zu vere 
handeln. Am geſtrigen rar it an das Reichsamt des Innern aus 
Stuttgart noch folgendes Telegramm des würtembergiſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums gelangt: „Auf Grund Mittheilung e 
Berlin hat Staatsanwaliſchaft Stuttgart bei dem Unterſuchungsrichter 
des Landgerichts Stuttgart Eröffnung der Vorunterſuchung gegen 
Buchhändler Goldhauſen hier wegen Verbreitung eines verbotenen 
illuſtrirten Volkskalenders für 1882 beantragt. Aus Anlaß der vorge⸗ 
nommenen Hausſuchung wurde ſtatt des abgereiſten Goldhauſen dejen 
Geſchäftsnachfolger Abg. Dietz, welcher ait e eit hier ſich 
aufhält, feſtgenommen und dem Amtsgericht Stuttgart vorgeführt, 
welches gegen denſelben geſtern vorläufige Haft verfügt hat, davon 
ausgehend, daß Dietz als in fortgeſetzter Verbreitung einer verbotenen 
Druckſchrift begriffes und fonad als bei Ausübung eines Vergehens 
— § 19 des Sozialiſtengeſetzes — ergriffen ſei.“ 

Die FF beantragt: „Der Reichstag 
wolle beſchließen: 1) auf Grund des Art. 31 der Verfaffung die Auf⸗ 
bebung der wider den Reichstagsabgeordneten Dietz in Stuttgart ver: 
bängten Unterſuchungshaft und die Siftirung des Strafverfahrens 
für die Dauer der Sitzungsperiode des Reichstages zu erfordern; 2) 
dem Herrn Reichskanzler von dieſem Beſchluſſe Mittheilung zu machen ; 
3) den Herrn Reichskanzler aufzufordern, ſeiner Zeit dem Reichstage 
eine vollſtändige aktenmäßige Darſtellung der Gründe zugehen zu 
laſſen, welche zur Verhaftung des Abg. Dies -(Qamburg) geführt 
haben; 4) den Herrn Reichskanzler aufzufordern, die Bundesregierungen 
zu erſuchen, ſämmtlichen Gerichten durch eine Generalverſügung aufzu⸗ 
geben, in allen Fällen, in welchen die Verhaftung eines Reichstagsab⸗ 
geordneten erfolgt, dem Reichstags⸗Präſidium davon unverweilt, auf 
dem kürzeſten Wege und unter gedrängter Darſtellung der Gründe 
Kenntniß zu geben. eee z . 

Auf den Antrag des Abg. v. Minnigerode wird über bie 
Nr. 1 und 2 und über Nr. 3 und 4 getrennt verhandelt. 

Nr. 1 und 2 werden ohne Debatte einſtimmig genehmigt. 

Zu Nr. 3 und 4 meldet ſich anfangs niemand zum Wort, der 
Präſident ſchließt die e Dieſelbe wird aber wieder eröffnet, 
indem ſich nachträglich gm ort meldet 
Sthaatsſekretär v. Schelling: Ich würde aus der Reſerve, die 
ich mir an Anträgen auferlegt, die aus dem Schooß des hohen 
Hauſes kommen, auch heute nicht getreten ſein, wenn ich nicht be⸗ 
fürchtete, daß mein Stillſchweigen ſo gedeutet würde, als ob die 
Punkte 3 und 4 des Antrags ganz unbedenklich ſeien. Punkt 3 an⸗ 
langend, macheſich das hohe Haus darauf aufmerkſam, daß es demſelben 
dat zuſteht, ſich Auskunft vom Reichskanzler zu erbitten, wenn 

ie Immunität des Reichstags verletzt worden iſt, aber ſo liegt der 
all bier nicht. Die Verhaftung des Abg. Dietz iſt erfolgt bei der 
usübung einer ſtrafbaren Handlung (Widerſpruch), ift alſo nach 8 31 
der Verfafſung zuläſſig. Ob dieſelbe bei der geringfügigen Bedeutung 
des Vergehens nöthig war, darüber kann allerdings ein Zweifel ent 
ſtehen, allein der Reichstag ijt nicht berufen, dieſen Iweifel zu löſen. 
Es kann alſo auch nicht im Intereſſe des hohen Hauſes liegen, hierüber 
Informationen zu erhalten. Sache der ordnungsmäßigen Inſtanz wird 
es fein, zu unterſuchen, ob die Gründe, welche zur Verhaftung des Abg. 
fer ale haben, zutreffend geweſen find, und, follte das nicht 


Frei miſſion, den 
ollanſchluſſes dadurch zu prä⸗ 
iziren. 


Abg. Dr. Möller . 8 en vertritt den Standpunkt der 
Minerität in der Kommiſſſon. Es fer die Aufgabe des Reichstages, 
fein verfaſſungsmäßiges Recht gegen das einſeitige Vorgehen des 
Reichskanzlers in der Anſchlußfrage zu wahren. Dieſelbe rt und 
Weiſe des Vorgehens habe vor 20 Fahren o Verfaſſungskonflikt ge: 
führt und vergegenwärtige man fic) das Gebahren der offisidfen Preffe, 
0 gewinne es den Anſchein, als ob man auch fest einen ſolchen herbei⸗ 
ühren wolle. Anſtatt den Weg der Geſetzgebung zu betreten pete 
man es vor, den Zollanſchluß der Unterelbe als vollendete Thatſache 
anzunehmen und den dafür nöthigen Poſten der Volksvertretung zur 
ewilligung vorzulegen. Dieſes einſeitige Vorgehen ſei aber weder 
mit den Beſtimmungen der Elbſchifffahrtsakte, noch mit denjenigen der 
Wiener Kongreßakte und der Reichsverfaſſung vereinbar. Die letztere 
räume dem Bundesrath nur die Befugniß ein, Verordnungen über die 
Ausführungen des 9 5 zu treffen. Ein ſolches 17 aber 
ſei es grade, was die Minorität verlange. Da indeſſen der Antrag 
der Kommiſſion dieſer Frage nicht präjudizire, fo verzichte er bei dem 
Mangel an Ausfiht auf Erfolg im Haufe darauf, feinen in der Rome 
miſſion bereits vorgebrachten Antrag zu wiederholen. ; 
Abg. Lasker: Ich bin verwundert, daß die Budgetkommiſſion 
leinen christlichen Bericht abgeſtattet hat, da das Thema ein ſehr 
ſchwieriges iſt. Soll die Rechtsverwahrung die Bedeutung haben, daß 
wir dieſenige Grenze als noch zu Recht beſtehend anerkennen, die zur 
Grundlage der künftigen Verhandlungen gemacht wird? Wir waren 
in der hamburger Kommiſſion bemüht, durch einen Paragraphen auf 
Grund der thatſächlichen Verhältniſſe die Verlegung der Grenze nach 
der Unterelbe zu genehmigen. Aber die Vertreter der Regierung waren 
"SH ſchroff in ihrer Stellungnahme in Daug auf den Weg, wie die 
ngelegenbeit geordnet werden follte. Der Reichskanzler ſelbſt hat er⸗ 
klärt, er fet bei Verfaſſungsſtreitigteiten wohl zu einer Verſtändigung 
bereit, aber das dürfe nicht in Form prinzipielle Streitigkeiten, ſon⸗ 
dern auf Grund thatſächlicher Verſtändigung geſchehen. Wir haben 
die letztere geſucht, aber eine Abweiſung von der Regierung erhalten 
und ſo geht die Frage ungelöſt auf die Zukunft über, auch wenn wir 
die von der Kommiſſion A ie Rechtsverwahrung annehmen. 
Ich wünſche, daß der Streit durch Anerkennug der Grenze, wie fie jet an 
der Unterelbe eingerichtet wird, beendigt werde, weil deren Verlegung 
keineswegs ein Akt des Druckes und der Vergewaltigung für Hamburg ſein 
ſoll, ſondern daß die Inftitution fo eingerichtet wird, daß eine Beläſti⸗ 
ung für den Handel daraus nicht erwachſen ſoll. Es kann alſo nur 
im materiellen Geſetzesintereſſe liegen, daß der Zuſtand von allen 
un Faktoren anerkannt ſei. Ich würde deshalb eine Bewil⸗ 
bee welche ausdrücklich die Beſeitigung ¿ber Frage konſtatirt, bei 
eitem der Ungewißheit vorziehen, welche ohne jede Rechtsfolge hier 
ausgedrückt werden ſoll. Anders verhält es ſich mit der zweiten 
Frage, ob der Bundesrath budgetmäßig berechtigt fei, von den Beitim- 
mungen des Zollvertrages abzuweichen, wonach er gewiſſe Pauſch⸗ 
quanten bewilligen darf, die er fi allein feititellt, ob er abweichend 
von dieſer Regel einen vollen Erſatz der entſtehenden Koſten an einen 
einzelnen Staat dekretiren und demgemäß aus dem Pauſchquantum⸗ 
Prinzip in eine Budgetbewilligung und Feſtſtellung durch den Reichs⸗ 
tag eintreten kann. : 3 
Aus den Ausführungen der Regierung gebt hervor, daß man in 
dieſem Falle abweichend von der Pauſchqugnkumbewilligung an 
veußen den Erſatz der Koſten zugebilligt hat, weil die Veränderung im 
ntereſſe des ganzen Reichs geſchehe. Das iſt eine budgetmäßige Be⸗ 


tatt dieser Nummer 4 würde es genügen zu jagen, daß jeder Abge⸗ 
1 pr fei, über feine Verhaftung dem Reichstage Mitthei⸗ 
ung zu machen. 
taatsſekretär v. Schelling hält es für verfaſſungswidrig, 
den Staatsanwalt zu einer Mittheilung zu verpflichten. 2 3 
Abg. v. Minnigerode erklärt ſich gegen Nr. 3, weil es nicht 
Aufgabe des Neichstages ſei, über die Gerichte abzuurtheilen, dagegen 
werde er für Nr. 4 ftimmen. 


bg. 
Richterſtandes abzuſehen. Man müſſe jeden einzelnen Fall erſt prüfen. 
Unter Umſtänden laſſe ſich die Berechtigung der Verfügung des Amts⸗ 
richters durchaus denken. 3 a 3 

Hierauf wird Nr. 3 gegen die Stimmen der Deutſchkonſervativen 
und einzelner Freikonſervativen, Nr. 4 in der Faſſung Windthorſt ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 

Das Haus kehrt nunmehr qu csi ba der Frage des An⸗ 
ſchluſſes der Unterelbe zurück. prs taatsſekretär Scholz dem 
Abg. Lasker gegenüber ausgeführt hatte, 
ſchlußkoſten an Preußen aus Reichsmitteln Sache bundesräthlicher An⸗ 
gonna fei, wird der Antrag Möller nach Befürwortung durch den 
Abſicht der Kommiſſion durch Reichstagsbeſchluß bezeichnet, gegen die 
Stimmen der — — angenommen. 

Ohne weitere Debatte genehmigt der Reichstag darauf das Etats⸗ 
und das Anleihegeſetz. Damit iſt, vorbehaltlich der Kalkulation, die 
zweite Berathung des Etats erledigt. 

Schluß St Uhr. Nächte Sitzung Montag 1 Uhr. (Reblaus⸗ 
konvention, Konſularvertrag mit Griechenland, Berufsſtatiſtik.) 


Die Eröffnung des Landtages. 
Berlin, 14. Jan. Der Landtag der Monarchie iſt heute 
Mittag mit folgender Thronrede eröffnet worden: 
Erlauchte, edle und geehrte 2 von beiden Häuſern des 


; Landtages! 

Des Kaiſers und Königs Maſeſtät haben mich zu beauftragen 
Keb den Landtag der Monarchie in Allerhöchftihrem Namen zu 
eröffnen. 

Die Finanzlage des Staats zeigt gegen die Ergebniſſe des letzten 
Jahres einen weiteren Fortſchritt der Befferung, Das abgelaufene 
Nechnungsjahr hat einen vorsugsweife aus der Verwaltung der. vers 
ftaatlichten Eiſenbahnen herrührenden verfügbaren Ueberſchuß von bei⸗ 
nabe 29 Millionen Mark geliefert und die Ergebniſſe der Betriebs⸗ 
Verwaltungen, fswie die in andauerndem Steigen begriffenen Ein⸗ 
nabmen aus den Reichsſteuern laſſen für das künftige Jahr weitere 
Mehrerträge erwarten. 


vergewaltigt der Bundesrath den Reichstag, daß er ſo in nicht geſetz⸗ 


€ der Fall fein, die betreffende Behörde disziplinariich oder ſtrafrechtlich 
mäßiger Weiſe ſeine Verpflichtung, das Budget vorzulegen, aufhebt. Da⸗ 


zur Verantwortung zu ziehen. Erheblichere Bedenken aber habe ich 


davon Mittheilung zu machen. Sollte in diejer o: ein Wunſch 
x 


Punkt 3 gefordert wird, zu erhalten. Punkt 4 iſt nur eine der in 3 


im Falle Hon: 0 eiteres ges 


noch gegen Punkt 4. Ich bin auch zwar ohne Information, aber ich 


baren Geſchäftsverkehr mit dem Reichstag zu treten haben. Daran 


bg. Klotz: Die Geſchäftsordnungskommiſſion war darüber einig, 


Haft zu nehmen iſt, wenn dringende Verdachtsgründe vorhanden find, 


ergehens ergriffen iſt. Das iſt ein Verfahren, wie es eigentlich gar 


Geſchäftsordnungskommiſſion der Anſicht, daß es im Intereſſe des 


. 


vitellung der Gründe Kenntniß 


Windthorſt bat von allgemeinen Verdächtigungen des : 


daß die Erſtattung der Ane 


indthorſt, der denſelben lediglich als eine Fixirung der 
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Ungeachtet der pois Mehrausgaben, unter denen 
insbeſon eine nicht unerhebliche Erhöhung der Matrikularbeiträge 
des deutſchen Reiches hervortritt, hat ſich doch der Staatshauhalts⸗ 
Etat für 1882/83 günftiger als für die drei vorhergehenden Jahre geftaltet. 
In Folge deſſen hat darauf Bedacht genommen werden können, 
den auf fait, allen Gebieten der Staatsverwaltung RE Wenn 
Pediirfnifien in ausgiebiger Weiſe Befriedigung zu verſchaffen. Wenn 
bnen deſſenungeachtet noch die Aufnahme einer Anleihe von mäßigem 
etrage vorgeſchlagen wird fo geſchieht dies in der Abſicht kräftigerer 
Entwickelung der wirthſchaftlichen Intereſſen des Staats, insbeſondere 
durch Förderung produktiver An agen und Zwecke. 

Neben dem Staatshaushalts⸗Etat werden Ihnen Geſetzentwürſe 
zugehen, welche in Ausſicht nehmen, die Lage der Hinterbliebenen un⸗ 
mittelbarer Staatsbeamten in e e mit der im vorigen 
Jahre erfolgten geſetzlichen Regelung dieſes E genſtandes im Reiche 
ſicherer und auskömmlicher zu geſtalten und die Verhältniſſe der nach 

langer Dienſtzeit in den Rubeftand zu verſetzenden Beamten günſtiger 
als bisber zu regeln. a : 

Die Staatsregierung muß zu ihrem Bedauern darauf verzichten, 
die von ihr als dringend erkannte allgemeine Aufbeſſerung der Beam: 
tenbeſoldungen ſchon im nächſten Etats jahre zu verwirklichen; fie wird 
aber ernſtlich darauf bedacht fein, die hierzu erforderlichen, nicht uner⸗ 
Soman Mittel dem Staatshaushalte zuzuführen und giebt ſich der 


Perren haus. unmittelbare Verwendungszwecke aufgenommen worden. Die 


„Sitzung.. 2 Anweiſung auf die Erträge bes Tabaksmonopols, welche hier den 
Berlin, 14. Januar. 1 Uhr. Der Miniſtertiſch bleibt leer. de 
Senor von MAD Os pera auf Grund des $ 1 ber Gee Gemeinden und den Staatsbeamten gegeben wird, kann früheſtens 
ſchäftsordnung den Borfig und beruft zu proviforiichen Schriftfübrern | bei Neuwahlen zum Reichstage honorirt werden. Der fernere 
* ad % naeh, ia on ch Be Steuerlaß, wie angenommen wird von drei weiteren Monate: 
Seit dem Schluß der vorigen Seſſion ſind in das Haus berufen “ais Sh Zeich elenpelab 8 585 a oe aps A 
worden: Landgraf Ernſt von Heilen und Landgraf Alexis von Heffens | e pelabgaben, der fo3. Börſenſteuer, welche 
eee Elan WE Decenas wee bie Chania 
; Der ( e Erhöhung der Beamtenpenfionen wir 
Noſft auf Senken und Sofeob Gers au, en en eee mur unerheblich belafien ; die in Webereinfiimmung mit den ele 
ö Graf zur Lippe beantragt, den erften Präsidenten und den ersten] geſetz zu regelnde Fürſorge für die Hinterbliebenen der Beamten 
Vizepräſidenten per Akklamalion zu wählen. Das Haus tritt bem der Zivilverwaltung wird erſt in Zukunft dem Staate fühlbare 
Vorſchlage bei und wählt zum erſten Präſidenten den Herzog von] Laſten auferlegen. Durchaus erfreulich iſt die Ankündigung, daß 
W Wah des a a ii 1 — Grafen . dem Landtage noch in dieſer Seſſion eine Vorlage betreffend den 
Im N 5 1 TO AS 3 Pro: | Bau der erſten großen Abtheilung des Rhein Weſer⸗Elbe⸗Kanals 
fefior Beſeler 38, und Graf Brühl 37. Erſterer ¡ft ſomit gewählt. zur Verbindung des rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Induſtriebezirks mit 
Auf den Vorſchlag des Oberbürgermeiſter Bredt werden durch] den deutſchen Nordſeehäfen zugehen ſoll; die Aufnahme, welche 
e Sariftidbrern gewählt A Demnöurg, Die en dieſe Vorlage im Landtage findet, wird bie Grundloſigkeit der 
Wees bol aia RR ning. von der offiziöſen Preſſe beliebten Anklagen illuſtriren, daß der 
Schluß 24 Uhr. Nächſte Sitzung Montag 2 Uhr. (Geſchäft⸗ Landtag die Schuld an der Verzögerung dieſer Kanalbauten 
liche Mittheilungen, Vereidigung der neu eingetretenen Mitglieder; | trage. Bei der Größe und Wichtigkeit der Arbeiten, welche dem 
u And itgliedez zur Matrikel⸗ und zur Staatsſchulden⸗ Landtage in dieſer Seſſton zugedacht ſind, iſt die Möglichkeit, 
ommiſſion. daß derſelbe ſchon nach Oſtern dem Reichstage wieder Platz 
machen folle, vollſtändig ausgeſchloſſen. Für die liberalen Par⸗ 
teien bietet ſich ein außerordentlich weites Feld, um angeſichts 
der im Herbſt bevorſtehenden Neuwahlen zu den brennenden 
politiſchen Fragen endgiltig Stellung zu nehmen. 


Die Präſidentenwahl im Herrenhauſe hat 
zu einem intereſſanten und auch für die politiſche Lage im 
„anderen“ Hauſe charakteriſtiſchen Zwiſchenfall Veranlaſſung ge⸗ 
geben. Der frühere zweite Vizepräſident des Hauſes, Oberbür⸗ 
germeiſter Haſſelbach, iſt in Folge ſeiner Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand ausgeſchieden. An deſſen Stelle hat nach zweimaliger 
Zettelwahl die Linke die Wahl des Prof. Beſeler, freilich nur 
mit einer Stimme Majorität, gegen den Kandidaten der Rechten, 
Graf Brühl, durchgeſetzt. Selbſt im Herrenhauſe ſcheint das Terrain 


offnung hin, daß die weitere Ausbildung des Syſtems der indirekten 
teuern im Wege der Reichsgeſetzgebung die baldige Erfüllung auch 
dieſer Wünſche möglich machen werde. i : 

Der in der letzten Landtagsſeſſion unerledigt gebliebene Entwurf 
eines Geſetzes, nach welchem die aus dem Ertrage neuer oder erhöhter 
Reichsſteuern an Preußen zu überweiſenden Geldſummen zur erab⸗ 
minderung der direkten Steuern und der Kommunal⸗Abgaben verwendet 
werden follen, wird Ihnen wieder vorgelegt werden. Es find in dieſen 
e die Erleichterung der Volksſchullaſten unter Beſeitigung 
des Schulgeldes und die Erhöhung der Beamtenbeſoldungen als un⸗ 
mittelbare Verwendungszwecke mit aufgenommen worden. 

Nachdem inzwiſchen das Reichs geſetz über die neu eingeführten 
Reichs⸗Stempelabgaben in Kraft getreten iſt, wird über die aus den 
Erträgen derſelben dem preußiſchen Staatshaushalte zufließenden Mit⸗ 
tel zum erſten Male Verfügung zu treffen ſein. 2 

n Verbindung mit dem vorbezeichneten Geſetz⸗Entwurſe wird 
Ihnen ein ſernerer Steuer⸗Erlaß vorgeſchlagen werden 

Auch in der bevorſtehenden Seſſion wird Ihre Mitwirkung auf 
dem Gebiete des Eiſenbahnweſens in hervorragendem Maße in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Ermuthigt durch die ſchon bis jet erzielten 
günftigen Erfolge der Ueberführung mehrerer größerer Privat⸗Eiſenbah⸗ 
nen in die Hände des Staats und beſtärkt in der Ueberzeung, daß die mit 


*) Da die Wiedergabe der Aeußerungen des Abg. Dr. Lasker 
am 10. d. M. bezüglich der Gewerkvereine in unſerem Berichte MiB: 
deutung veranlaſſen könnte, fo theilen wir die betreffende Stelle aus 
dem ſtenographiſchen Berichte mit Herr Dr. Lasker fagte: „Auch 
wir erwarten von den korporativen Innungen manchen wichtigen Bei⸗ 
trag zur Löſung wichtiger Aufgaben, und deshalb haben wir, wenigſtens 
einzelne von uns, von jeher die Bewegung der Gewerk⸗ 
vereine auf das Entſchiedenſte unterſtützt, ausgehend 
nämlich von der Betrachtung: wahr iſt, daß nach dem heutigen Zu⸗ 
ſtand der Arbeiter geringen, oft gar keinen entſchiedenen Einfluß hat 
über die Bedingungen des Arbeitervertrags, weil er als vereinzelter 
und mittelloſer Menſch zu ſchwach dazu iſt, aber wir haben von Eng⸗ 
land gelernt, daß die Arbeit er, verbunden in Gewerkvereine, allerdings 
ſtark genug wären, um freie Kontrahenten des Arbeitsvertrags zu wer⸗ 
den. Nun gebe ich zu, daß die Entwickelung der Gewerkvereine, die ja 


1 e bereits begonnen hat, in der erſten Zeit verbunden iſt mit manchen 
Hrer Zuftimmung erfolgte Durchführung des Staats-Cifenbabfyitems den | Schwieri 2 — und Störungen der bürgerlichen Geſellſchaft. Die — 
terefien des Landes in hohem Maße entſoricht, iſt die Regierung Strikes bringer viel Anordnungen, und ber der erſten Erfahrung, die nadgerabe unfider zu werben. Im Abgeordneten⸗ 


bemüht geweſen, dem Staate den Beſſtz einer weiteren Reihe wichtiger 
Privatbahnen zu ſichern. Mit der Einfügung deſſelben in das Staats⸗ 
Eiſenbahnnetz werden ſich die Vortheile einer einheitlichen Verwaltung 
in noch erhöhtem Maße für das Land nutzbar machen laſſen. Durch 
die mit den Geſellſchaften vereinbarten Verträge, welche Ihnen werden 
vorgelegt werden, iſt zugleich die Bereitſtellung der erforderlichen Geld⸗ 
mittel für die Herſtellung neuer 4 gal ag Schienenwege wie für 
mehrere größere Beſchaffungen und bauliche Anlagen erleichtert, welche 

der erfreulich wachſende Verkehr erheiſcht. 
Die in der vorigen Seffion nicht erledigten Geſetzentwürfe, welche 
eine erhöhte Bürgſchaft ire den wirlhſchaftlichen und finanziellen Er⸗ 
nſyſtems bezwecken, werden Ihnen zur Be: 


hauſe findet die Präſidentenwahl heute (Montag) ſtatt; mor⸗ 
gen (Dienſtag) wird die Einbringung des Etats erwartet, worauf 
das Haus ſich auf etwa 8 Tage vertagen würde. 


Ob der liberale Haftpflicht⸗ und Unfall⸗ 
verſicherungs⸗Geſetzentwurf noch in dieſer Seſſion 
zur Berathung kommen wird, erſcheint zweifelhaft. (Vergl. 
übrigens die berliner C. = Korreſpondenz.) Wünſchens⸗ 
werth würde es ſein, wenn auch das Zuſtandekommen des Ge⸗ 
ſetzes in dieſem Augenblick ſchwerlich zu erwarten iſt. Nachdem 
der Reichskanzler das ſtaatliche Verſicherungsmonopol ſelbſt fallen 
gelaſſen bat, ſcheinen uns die Unterſchiede zwiſchen ſeinen und 
den liberalen Vorſchlägen nicht mehr ſo unvereinbarer Art zu 
ſein, daß man an einer Verſtändigung verzweifeln müßte. Die f 


wir damit gemacht haben, haben die Gegner fofort dieſe Bewegung 
als unvereinbar mit der bürgerlichen Ordnung dargeſtellt. Aber ſind 
Sie denn überhaupt der Meinung, daß die jetzige Geſellſchaftsordnung 
auf irgend einem Wege umgeformt, in neue Bahnen gebracht werden 
kann, ohne daß eine ſehr erhebliche Erſchütterung der äußeren Ord⸗ 
nung vor ſich geht? Weder auf dieſem noch auf anderem Wege! Ich 
bin überzeugt, der Weg, welchen die Regierung und mit ihr die Staats⸗ 
ſozialiſten test fo ſtark betonen, die Staatsunierftügung, würde, wenn 
ſie nicht bloße Phraſe bleiben, ſondern wirkſam durchgeführt werden 
ſoll, Folgen nach fic) ziehen, deren Erſchütt rungen weit heftiger wären, 
als wenn man auf dem Wege der Gewerkvereine der Selbſt⸗ 
hilfe und Selbſtthätigkeit der Arbeiter eine be- 
friedigendere Ordnung des Arbeitsvertrages her⸗ 


beiführen würde.“ 
Politiſche Meberſicht. 

3 Pepe Piooſſen, den 16. Januar. 
Im Gegenſatz zu der ſenſationellen Färbung der kaiſerlichen 
Botſchaft, mit der die Reichstagsſeſſion eröffnet wurde, trägt 
die Rede, mit welcher der Vizepräſident des preußiſchen 
Staatsminiſteriums vorgeſtern Mittag die Seſſion des 
preußiſchen Landtags eröffnet hat, einen rein geſchäfts⸗ 
mäßigen Charakter. Angeſichts der letzten kirchenpolitiſchen De⸗ 
batten im Reichstage nehmen vor Allem die Mittheilungen der 
Thronrede über die Vorlagen das Intereſſe in Anſpruch, welche 
„die im Intereſſe der katholiſchen Bevölkerung angebahnte fried⸗ 
liche Geſtaltung der kirchenpolitiſchen Verhältniſſe“ weiter verfol⸗ 
gen ſollen. Die am 1. Januar d. J. außer Kraft getretenen 
Beſtimmungen des Juligeſetzes — Zulaſſung von Bisthumsver⸗ 
weſern ohne Eid, Aufhebung der Gehaltsſperre und der kommiſ⸗ 
ſariſchen Verwaltung der Bisthümer — alſo die im Jahre 
1880 auf Zeit ertheilten Vollmachten, ſollen wieder in Kraft ge⸗ 
ſetzt, zugleich aber „in wichtigen Punkten“ erweitert werden, alſo 
wohl bezüglich der Anſtellung der Geistlichen und der Zurückbe⸗ 
rufung der abgeſetzten Biſchöfe. Die Regierung will demnach 
in ſchroffem Widerſpruch zu der Auffaſſung der liberalen Parteien, 
daß nicht eine nach dem Befinden der Regierung erfolgende 
distretionáre Anwendung der Geſetze, ſondern 
nur eine im Falle des nachgewieſenen Bedürfniſſes anzuſtrebende 
Milderung derſelben zur Herſtellung des kirchlichen Friedens 
führen könne, auf dem im Jahre 1880 beſchrittenen Wege auch 
jetzt noch weiter gehen. Auf die Hülfe welcher Parteien ſie 
dabei rechnet, iſt uns wenigſtens unerfindlich. Daß die freund⸗ 
lichen Beziehungen zu dem gegenwärtigen Papſte Leo XIII. die 
Wiederanknüpfung des diplomatiſchen Verkehrs erheiſchen, iſt bei 
— —— — 7 = der Stellung, welche die Kurie der Staatsgeſetzgebung gegenüber 

Dom Pandtade. einnimmt, eine außerordentlich überraſchende Behauptung. Die 
Abgeordnetenhaus finanzielle Lage Preußens zeigt der Thronrede zufolge einen [litik hat kürzlich die bekannte Papierwäſchefabrik von 

an weiteren Fortſchritt der Beſſerung, welche indeſſen in der Haupt⸗ Mey & Colid) in Lindenau⸗Plagwitz bei Leipzig abgelegt. Wie 

Berlin, 14. Januar. 14 Uhr. Am Miniſtertiſch v. Puttkamer. ſache durch die Ueberſchüſſe aus der Verwaltung der verſtaatlich⸗ die „Oſtſee⸗Ztg.“ milibcilt, erklärte nämlich der Chef der Firma 
Die Bänke des Hauſes ſind gut beſetzt, die Tribünen leer. ten Privateiſenbahnen herbeigeführt iſt. So erfreulich dieſes | bei der Weihnachtsbeſcheerung für die Arbeiter in einer Anſprache, “ 

Präſident v Köller: Nach unjerer Geſchäftsordnung bin ich be Ergebniß als Beweis dafür it, daß auch die preußiſchen] die geſchäftlichen Ergebniſſe ſpeziell der von der Firma be⸗ 
tufen, die wigs Ke des Hauſes ſo pie gu ee da 0 Bahnen an dem allgemeinen Verkehrsaufſchwunge theil⸗ | triebenen eigenen Fabrikation von Papierwäſche ſeien keine zu⸗ 
. Amen dae eh Bin n leden Seſon Zeugnig nehmen, fo wird die Vorausſetzung, daß die finanziellen friedenſtellenden, aber das ſei nicht Schuld der Arbeiter, die es 
davon abzulegen, daß es bei allen feinen Verhandlungen getragen Erfolge der Staatsbahnpolitik zur „Durchführung des Staats⸗ an ſich nicht hätte fehlen laſſen, fondern die der neuen 
wird von dem Gefühl der Treue, Ehrfurcht und Ergebenbeit gegen eiſenbahnſyſtems“ ermuthigen müſſen, nicht allſeitig getheilt, wie Zollpolitik, welche die Rohſtoffe und Halbfabrikate ver⸗ 
F rene aan ales 29 she Be SEM aoe er die Berathung der angekündigten Vorlagen erweiſen wird. | theuert hat. Dieſe Erklärung gewinnt dadurch an Bedeutung, 
gone Bags hurlber empfindet, ſowohl Seine Maſeſſät der Kaiſer als Von einer Steuerreform, welche dieſen Namen verdienen daß ſie nicht etwa den Wegfall oder die Verminderung der 
auch deſſen allerhöchſte Gemahlin Ihre Majeſtät die Kaiſerin nach würde, von der in der vorjährigen Thronrede angekündigten] üblichen Weihnachtsgaben an die Arbeiter motiviren ſollte, viel⸗ 
11 nn HER en a Au er ie se = Age: ea 95 keine Vage a 11 920 Arbeiter (mit Ausnahme einiger wegen 
e ease ee ate in bictent Hal el mehr. Dieſer Weg bleibt geſperrt, wie es ſcheint, um alle ihrer ſittlichen Führung ausgeſchloſſener Arbeiterinnen) nach der 
ee 5595 (ak Oa iv bie 4 an Kräfte auf die weitere Ausbildung des Syſtems der ink irekten Zeit ihrer Beſchäftigung in der Fabrik bis zu 75 nae > 
Grimm, v Quaſt, Sadie und Graf Schmieſing⸗Keiſſenbrock. Da die Steuern im Wege der Reichsgeſetzgebung zu konzentriren. Als | Geſchenke erhielten. Die Fabrik hat einige nachahmenswerthe 
Zahl der angemeldeten Mitglieder 259 beträgt, fo tit das Haus be- Reizmittel in dieſer Hinſicht zu wirken, iſt offenbar die Ankün⸗ Einrichtungen zu Gunſten der Arbeiter: einen Normalarbeitstag 

digung beſtimmt, in den Entwurf des neuen Verwendungsgeſetze; | von zehn Stunden, Erhöhung des Lohnes um ein Drittel bei 
fet die Erleichterung der Volksſchullaſten unter Beſeitigung des Ueberſchreitung der Arbeitszeit auch nur um eine Stunde, ſowie 
Schulgeldes und die Erhöhung der Beamtenbeſoldungen als | Vollzahlung der Löhne auch für die neun Wochenfeiertage und 


ſchwerwiegendſte Differenz iſt ohne Zweifel die Frage des ſtaat⸗ 
lichen Zuſchuſſes oder die Uebertragung der geſammten Ver⸗ 
ſicherungslaſt auf die Arbeitgeber. Von konſervativer und offi⸗ 
ziöſer Seite werden gegen die liberalen Vorſchläge Bedenken und 
Einwendungen geäußert, die offenbar weniger ſachlicher 
Natur find, als dem Aerger entſpringen, daß der Beweis hand⸗ 
greiflich erbracht wird, wie ungerecht der Vorwurf iſt, die Libe⸗ 
ralen trieben auf ſozialpolitiſchem Gebiete nichts als eine 
negirende Politik des Gehenlaſſens. Angeſichts dieſer 
ſehr poſitiven Leiſtung wird die Ausnutzung der Ar⸗ 
beiterfrage im antiliberalen Parteiintereſſe allerdings er⸗ 
ſchwert werden; daher die unverhüllte Abneigung, 
welche von fonfervativ-ultramontaner Seite den liberalen Bor: 
ſchlägen entgegengebracht wird. Die Gefahr, daß die Frage 
durch kleinlichſte Fraktionsrivalität vergiſtet werde, iſt nicht ge⸗ 
ring, und vor dieſer Behandlung einer ſo ernſten Frage kann 
nicht eindringlich genug gewarnt werden. Wir erkennen dem 
Reichskanzler gern und dankbar das Verdienſt zu, die Angelegen⸗ 
heit in regen Fluß gebracht und die Initiative zu einer Fort⸗ 
ſetzung der in ihren Anfängen durchaus auf liberale Thätigkeit 
zurückzufährenden Reform ergriffen zu haben. Daß aber die 
Liberalen dem humanen Ziel dieſer Anregung ſeitdem gleichgiltig 
oder ablehnend gegenüberſtänden und nur bei Konſervativen und 
Ultramontanen wahre Arbeitsfreunde zu finden wären, das iſt 
ein Vorwurf, der Angeſichts der neueſten Vorſchläge aus dem 
liberalen Lager unmöglich mehr aufrecht erhalten werden kann. 
Wenn man endlich anfangen wollte, die Frage rein ſachlich 
zu behandeln, und aufhören, fie im Fraktionsintereſſe und zu 
Parteitendenzen zu verwerthen, ſo wären alle Bedingungen vor⸗ 
handen, um ein ſegensreiches Werk mit der Zuſtimmung des ge⸗ 
ſammten Reichstags zu ſchaffen. 


Ein offenes Zeugniß gegen die neue Wirthſchaftspo⸗ 


regierun 
: des hen: 


Majeftát möglich geworden tit, in mehreren latholiſchen Bisthümern 
eine geordnete Verwaltung wieder herzuſtellen, ſowie dringenden Noth⸗ 
Bun auf dem Gebiete der Seelſorge Abhilfe zu gewähren, auch der 


y eich in wichtigen Punkten zu erweitern beſtimmt iſt. Die freund⸗ 


ichen Beziehungen zu dem gegenwärtigen Oberhaupte der katholiſchen 


ſchlußfäbig. Die Verlooſung in die Abtheilungen wird nach Schluß 
der Sitzung erfolgen. Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. (Wahl 
des Präſidiums und der Schriftführer. Die Einbringung des Etats 
ird am Mittwoch erwartet.) 
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Berlin, 14. Januar. Die Börſe eröffnete das unge Geſchäft 
in einer recht feſten Haltung und belebten ſich auch Umſätze auf 
den meiſten Gebieten der geſchäftlichen Thätigkeit. Aus Wien lagen 
höhere Notirungen vor und darauf hin ſetzten auch hier die öſterreichi⸗ 
ſchen Kreditaktien mit weſegtlich höherem Courſe ein. Nächſtdem ges 
wann der Verkehr in den einheimiſchen Eiſenbahn⸗Aktien, eine ganz 
bedeutende Ausdehnung. Neuere Momente, die hierzu die Veranlaſſung 
gegeben . lagen nicht vor, die günſtigen Nachrichten über die un⸗ 

meine Transport⸗ Entwickelung der öſterreichiſchen Südbahn und der 
Marienburg⸗ Mlawlaer Bahn, welche fortdauernd eintreffen, führen den 
betreffenden Aktien zahlreiche und gute Käufer zu. egen Ende der 
een Börſenſtunde trafen ſchwächere Wiener Courfe ein und darauf 
hin erfuhren auch die öſterreichiſchen Kreditaktien eine nicht unbe⸗ 
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deutende Einbuße. Die durch die Wiener Depeſchen für die inter 
nationalen Spekulationspapiere hervorgerufene matte Stimmung theilte 
ſich aber dem rg Markte nicht mit und verſchwand auch nach 
als die Thronrede, mit welcher heute der Landtag er⸗ 
Die Börſe nahm die Rede günſtig 
auf und fühlte fic) namentlich von der Stelle, die über die Verſtaat⸗ 
lichung der Eiſenbahen handelt, ſympathiſch berührt. Das Geſchäft in 
den preußiſchen Eiſenbahn⸗Aktien nahm darauf 
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Von den auswärtigen Staatspapieren erfreuten ſich die ruſſiſchen 
Werthe einer größeren Beachtung und wurden dieſelben zu fieigenden 
Preiſen in belangreichen Summen aus dem Markt genommen. Preu⸗ 
ßiſche und andere deutſche Fonds blieben unbelebt. Per Ultimo 
notiren: Franzoſen 552,50—550, Lombarden 251,50 — 249, Kredit⸗ 
Aktien 586,50 — 587,50 —583, 50—584, Wiener Bant-Bercin 939, 50 Gd., 


204,10—203,10—203,40, Deutſche Bank 152,40—151,60, Dortmunder 
Union 105, 90—105, 50— 105,90, Laurahütte 126—125, 50—125, 75. Der 
Schluß war ziemlich feſt. — Privatdiskont 43 Bros, 
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